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Einleitung 

A. Problemstellung und Gang der Darstellung 
A. Problemstellung und Gang der Darstellung 

Staaten versuchen auf vielfältige Weise, auf die nationalen Wirtschafts-
ordnungen und den internationalen Wirtschaftsverkehr Einfluß zu nehmen, 
sei es aus ideologischer Überzeugung, sei es zur Bewältigung von Finanz- 
und Wirtschaftskrisen oder aus rein fiskalischen Eigeninteressen. Neben 
der Ausgestaltung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen durch Gesetze 
greifen Staaten dabei oft auch durch Hoheitsakte unmittelbar in private 
Rechtspositionen ein. Augenfälligstes Beispiel hierfür ist die Verstaatli-
chung einzelner Unternehmen oder ganzer Industriezweige. Nachdem mit 
dem Ende des Kalten Krieges die Welle ideologisch motivierter Enteig-
nungen zunächst abgeklungen schien, wird derzeit besonders in Südameri-
ka der direkte Zugriff auf Wirtschaftsunternehmen wieder als probates 
Mittel zur Förderung politischer Ziele angesehen1. Im Zuge der 2008 viru-
lent gewordenen Finanzkrise erwägen aber auch europäische Staaten den 
Rückgriff auf Verstaatlichungen in dem Bestreben, dadurch Unterneh-
mensinsolvenzen und einen befürchteten Zusammenbruch des Finanzsy-
stems abzuwenden2.  

                                                 
1 Besonders in Venezuela sind unter der Regierung Chávez Bestrebungen erkennbar, 

zunächst wichtige, vor allem rohstoffbasierte Industriezweige, mittlerweile etwa aber 
auch Agrarfirmen, vor allem diejenigen in der Hand ausländischer Unternehmen, zu ver-
staatlichen; zur Durchsetzung der Maßnahmen wird auch vor der Anwendung militäri-
scher Gewalt nicht zurückgeschreckt, vgl. etwa The Times vom 02.05.2007, S. 49; F.A.Z. 
vom 21.08.2008, S. 12; F.A.Z. vom 11.04.2008, S. 15; F.A.Z. vom 02.03.2009, S. 8; S.Z. 
vom 02.03.2009, S. 8; F.A.Z. vom 26.09.2009, S. 10. Zur Begründung berufen sich vene-
zolanische Regierungsvertreter auf den Rückgewinn souveräner Kontrolle über die Roh-
stoffvorkommen, F.A.Z. vom 28.06.2007, S. 11, den Schutz der Rechte der Arbeiter, 
F.A.Z. vom 11.4.2008, S. 15, und vor allem auf das Ziel der Verwirklichung des „Sozia-
lismus des 21. Jahrhunderts“, F.A.Z. vom 21.08.2008, S. 12. Ähnliche Vorkommnisse 
sind daneben z.B. auch in Bolivien unter der Regierung Morales zu verzeichnen, s. Co-
haris, 80 S. Cal. L. Rev. 1 (2006), S. 2. 

2 Vgl. in Deutschland etwa Art. 3 (Rettungsübernahmegesetz) des Finanzmarktstabili-
sierungsergänzungsgesetzes vom 7.4.2009, BGBl. 2009 I, S. 725 ff.; dazu Wolfers/Rau, 
NJW 2009, 1297. Zu vergleichbaren Entwicklungen in Großbritannien und Irland s. 
F.A.Z. vom 20.03.2009, S. 22. 
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Neben solch unmittelbar eingreifenden Maßnahmen wie Enteignungen 
bedienen Staaten sich zunehmend auch indirekterer Mittel, um den Wirt-
schaftsverkehr eingreifend zu lenken. Zu denken ist hier beispielsweise an 
die erzwungene Neuverhandlung von Verträgen zwischen Staaten und in-
ternationalen Großkonzernen mit dem Ergebnis wesentlich günstigerer 
Konditionen für die staatliche Vertragspartei3, an die Drohung, bei einem 
bestimmten Verhalten Zulassungen zu entziehen4, an die Einleitung von 
Strafverfahren gegen führende Angestellte internationaler Konzerne5, dar-
an, die Genehmigung von Veränderungen einer Unternehmensstruktur an 
die Voraussetzung zu knüpfen, daß die Mehrheit an dem veränderten Ge-
bilde dem Staat zusteht6, oder an die undurchsichtigen Umstände der Zer-
schlagung des Yukos-Konzerns7. 

Die Auswirkungen solcher Maßnahmen bleiben in den seltensten Fällen 
auf das Gebiet des eingreifenden Staates beschränkt. Enteignete Unter-
nehmen werden in Staatshand weitergeführt und nehmen am internationa-
len Wirtschaftsverkehr teil oder die Aktien zerschlagener Konzerne wer-
den von ausländischen Bietern aufgekauft. Durch die vielfältigen interna-
tionalen Verflechtungen in einer globalisierten Welt ist es fast unvermeid-
bar, daß sich auch Gerichte zunächst unbeteiligter Staaten mit dem Pro-
blem konfrontiert sehen, ob sie fremdstaatliche Eingriffe als wirksam zu 
behandeln haben. Da gerade ausländische Unternehmen überproportional 
häufig von derartigen Maßnahmen betroffen werden, können sie oder ihre 
Anteilseigner versucht sein, nicht im Erlaßstaat, sondern vor den Gerichten 
des eigenen Staates oder in Drittstaaten die Ungültigkeit oder Unrechtmä-
ßigkeit der fremden Hoheitsakte geltend zu machen. Einem unmittelbaren 
Vorgehen gegen den ausländischen Staat stehen allerdings regelmäßig der 
Grundsatz der Staatenimmunität sowie die Vereinbarung von Schiedsklau-
seln in Investitionsverträgen entgegen, so daß sich die Problematik der 
Folgen derartiger fremdstaatlicher Maßnahmen vor allem als Vorfrage in 
Zivilprozessen zwischen Privatpersonen stellen wird. So könnten etwa 
deutsche Anteilseigner eines im Ausland enteigneten Konzerns unter Hin-
weis auf die vermeintliche Unwirksamkeit des Eingriffs von Importeuren 
der Produkte des betroffenen Unternehmens diese herausverlangen oder 

                                                 
3 So z.B. die Verträge amerikanischer Ölkonzerne mit Venezuela, F.A.Z. vom 

18.06.2007, S. 11. 
4 So drohte etwa der venezolanische Präsident Chávez europäischen Banken mit dem 

Entzug ihrer Zulassung, sollten sie eine bestimmte EU-Richtlinie anwenden, F.A.Z. vom 
07.07.2008, S. 6. 

5 So geschehen in Argentinien gegenüber Shell-Managern wegen des Vorwurfes der 
Spekulation mit Treibstoff, F.A.Z vom 28.08.2007, S. 14. 

6 So etwa in Zimbabwe, F.A.Z. vom 13.03.2008, S. 12. 
7 Dazu beispielsweise F.A.Z. vom 27.03.2007, S. 17. 
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Schadensersatz verlangen. Daß dies kein bloßes „Gedankenspiel“8 ist, 
zeigt etwa die Ankündigung des früheren Mehrheitseigners des zerschla-
genen Yukos-Konzerns, Klagen gegen Erwerber von Unternehmensteilen 
erheben zu wollen9.  

Es bedarf daher der Klärung, wie die Zivilgerichte mit ausländischen 
Hoheitsakten zu verfahren haben, von deren Wirkungen der Ausgang eines 
Prozesses abhängt. Die Gerichte sind dabei nicht abstrakt mit der Frage be-
faßt, ob derartige fremdstaatliche Maßnahmen als politisch und moralisch 
verwerflich oder akzeptabel erscheinen, sondern müssen sich ganz konkret 
mit den Auswirkungen eines erfolgten ausländischen Eingriffes auf das 
Verhältnis zwischen Privatparteien befassen. Zu fragen ist danach, welche 
rechtlichen Regeln die Behandlung ausländischer Hoheitsakte durch die 
Zivilgerichte bestimmen. 

Die vorliegende Arbeit hat sich zum Ziel gesetzt, die rechtlichen Vor-
gaben an die Nachprüfung und Anerkennung fremdstaatlicher Hoheitsakte 
herauszuarbeiten. Diesem Zweck entsprechend werden in einem ersten 
Schritt die völkerrechtlichen Vorgaben an die Behandlung fremder Ho-
heitsakte untersucht. Den Hauptteil der Arbeit nimmt die anschließende 
Darstellung der Rechtslage in den USA und in der Bundesrepublik 
Deutschland ein. Die US-amerikanische Rechtsprechung hat in Bezug auf 
die Nachprüfung ausländischer Hoheitsakte mit der Act of State-Doktrin 
ein im internationalen Vergleich singuläres Lösungsmodell entwickelt, 
dessen Besonderheiten einer ausführlichen Untersuchung bedürfen. Nur so 
kann die Frage beantwortet werden, inwieweit die Doktrin als wegweisend 
für die deutsche Rechtsordnung herangezogen werden kann und sollte. 
Während in den USA alle Arten von Hoheitsakten einheitlich behandelt 
werden, fehlt es in Deutschland bislang an einer allgemeingültigen Rege-
lung für die Nachprüfung und Anerkennung fremder Hoheitsakte. Daher 
soll bei der Darstellung der Rechtslage in Deutschland, ausgehend von der 
Behandlung einzelner Hoheitsakte und der verfassungsrechtlichen Vorga-
ben, ermittelt werden, inwieweit auch hier eine einheitliche Rechtsregel für 
verschiedene fremdstaatliche Maßnahmen möglich ist und wie eine solche 
auszugestalten wäre. Bereits in diesem Teil wird dabei zumindest in An-
sätzen die Frage zu stellen sein, inwieweit einzelne Aspekte der Act of  
State-Doktrin mit der deutschen Rechtsordnung vereinbar sind.  

Abschließend werden die Vorgaben des US-amerikanischen und des 
deutschen Rechts einander gegenübergestellt und verglichen, um so die 

                                                 
8 Vgl. Behrens, EuZW 2005, 33. 
9 S. S.Z. vom 040.4.2007, S. 19; F.A.Z. vom 27.03.2007, S.17; F.A.Z. vom 

05.04.2007, S. 20. Zu den Verfahren ehemaliger Yukos-Aktionäre vor ausländischen Ge-
richten s. z.B. F.A.Z. vom 02.12.2009, S. 21. 
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Ausgangsfrage nach der Eignung der Act of State-Doktrin als mögliches 
Zukunftsmodell beantworten zu können. 

B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 
B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich allerdings auf solche Ho-
heitsakte, derer sich der Staat zur Erfüllung seiner politischen, vor allem 
wirtschaftspolitischen Ziele bedient. Staatliche Hoheitsakte, die in erster 
Linie einen Ausgleich zwischen Privatpersonen erzielen sollen, müssen aus 
den Betrachtungen ausgeklammert werden, da die jeweiligen Interessenla-
gen zu verschieden sind, als daß eine einheitliche Behandlung sinnvoll er-
schiene. 

Ausgenommen wird auch die Problematik der sogenannten transnatio-
nalen Verwaltungsakte10. Dabei handelt es sich um nationale Akte, die auf-
grund der Verpflichtungen des Europarechts in allen Mitgliedsstaaten an-
zuerkennen sind11. Grundlage der Transnationalität ist ein Mindestvertrau-
en in das materielle Recht ausländischer Staaten, das wiederum auf einer 
Harmonisierung rechtlicher Standards beruht12. Eine solche Harmonisie-
rung kann aber nur für bestimmte Teilbereiche und regelmäßig nur unter 
einer relativ homogenen Gruppe von Staaten bestehen und ist durch gleich-
laufende Zielvorstellungen bedingt. Auf globaler, über die Europäische 
Union hinausgehender Ebene und insbesondere für die hier interessieren-
den (wirtschafts-)politisch motivierten eingreifenden Hoheitsakte bestehen 
ein solcher Gleichlauf und eine internationale Harmonisierung dagegen ge-
rade nicht. 

Bereits an dieser Stelle ist zudem das Augenmerk auf den Zusammen-
hang zwischen Nachprüfung und Anerkennung fremder Hoheitsakte zu 
lenken. Hier erscheint es zunächst ausreichend, die Anerkennung dahinge-
hend zu definieren, daß durch sie der anerkennende Staat dem fremden 
Hoheitsakt diejenigen Rechtswirkungen zumißt, die der Erlaßstaat an sie 
geknüpft hat13. Die Frage nach der Nachprüfung eines fremden Aktes durch 
den Zivilrichter stellt sich nur dann, wenn die Anerkennung im vorgenann-
ten Sinne an die Erfüllung gewisser Voraussetzungen geknüpft ist. Schei-
det dagegen jede Anerkennung ausländischer Maßnahmen von vornherein 
aus oder aber kommt es zu einer vorbehaltslosen Anerkennung aller Ho-

                                                 
10 Hierzu Ruffert, Die Verwaltung 34 (2001), S. 453 ff. 
11 Burbaum, Rechtsschutz gegen transnationales Verwaltungshandeln, S. 19. 
12 Vgl. Ruffert, Die Verwaltung 34 (2001), 453, S. 464. 
13 Vgl. Geck, Anerkennung fremder Hoheitsakte in: Strupp/Schlochauer, Wörterbuch 

des Völkerrechts, S. 55; Hoffmann, Internationales Verwaltungsrecht, S. 869 f. Ausführ-
lich zum Begriff der Anerkennung in der deutschen Rechtsordnung s.u. Kap.3.A.I. 
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heitsakte, so bedarf es keiner Untersuchung des fremdstaatlichen Aktes 
durch das Zivilgericht. Ob und inwieweit eine Nachprüfung fremder Ho-
heitsakte stattzufinden hat, hängt folglich von der Ausgestaltung der Aner-
kennungsregel ab. Die Untersuchung der Nachprüfung fremder Hoheitsak-
te beinhaltet daher notwendig auch die der jeweiligen Anerkennungsregel. 



  



  

Kapitel 1 

 Völkerrechtliche Vorgaben für die Nachprüfung fremder 
Hoheitsakte durch staatliche Gerichte 

A. Vorüberlegungen 
A. Vorüberlegungen 

Die Frage, ob ein fremder Hoheitsakt durch die Gerichte eines anderen 
Staates überprüft oder ohne weiteres in seinen Wirkungen hingenommen 
wird, kann nicht nur die Interessen der direkt betroffenen Prozeßparteien, 
sondern, zumindest mittelbar, auch die des den Hoheitsakt erlassenden 
Staates berühren. Denn nur eine Anerkennung seines Hoheitsaktes auch in 
Drittstaaten führt zu einer vollumfänglichen Wirksamkeit der hoheitlichen 
Maßnahme und kann die Erreichung des jeweils mit dem Hoheitsakt ver-
folgten Zweckes garantieren. So läuft beispielsweise die Enteignung zum 
Export bestimmter Waren ins Leere, wenn Gerichte in Drittstaaten die 
durch die Enteignung beabsichtigte Änderung der Rechtslage nicht hin-
nehmen, sondern den Verkaufserlös den Alteigentümern zusprechen. Zu 
bedenken ist weiterhin, daß bei der Beurteilung eines ausländischen Ho-
heitsaktes nationale Gerichte zwar nicht über einen fremden Staat als sol-
chen zu Gericht sitzen, wohl aber über Maßnahmen, die dieser Staat ge-
troffen hat. Damit betrifft die Frage nach der Überprüfung fremder Ho-
heitsakte durch Gerichte des Forumstaates auch den zwischenstaatlichen, 
durch das Völkerrecht geregelten Bereich. Es ist zu prüfen, inwieweit das 
Völkerrecht Anforderungen an die Anerkennung ausländischer Hoheitsakte 
bereithält. 

Völkerrechtsvertragliche Regelungen über die Anerkennung der Wirk-
samkeit fremder Hoheitsakte liegen nur für Teilbereiche vor1. Auch die 
Rechtspraxis in den verschiedenen Staaten variiert2, von der Bildung von 
Völkergewohnheitsrecht kann daher nicht gesprochen werden. Maßgeblich 
für den völkerrechtlichen Rahmen können folglich allein die allgemein 
dem Völkerrecht zugrundeliegenden Prinzipien sein. Damit sind die völ-

                                                 
1 Z.B. wird die Anerkennung von Führerscheinen durch Art. 7 des Internationalen 

Abkommens über den Kraftfahrzeugverkehr vom 24.4.1926, RGBl 1930 II S. 1234, und 
Art. 41 des Übereinkommens über den Straßenverkehr vom 8.11.1968, BGBl. 1977 II, 
S. 809, geregelt. Für den innereuropäischen Bereich enthält Art. 2 der RiLi 2006/126/EG, 
Amtsblatt Nr. 2403 vom 30.12.2006 S. 18–60, die Pflicht zur gegenseitigen Anerkennung 
von Führerscheinen.  

2 S. Fonteyne, Acts of State, in: Bernhardt, EPIL, Vol. I, S. 17 ff. 
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kerrechtlichen Vorgaben vor allem anhand der Grundsätze der Gleichheit 
und Souveränität der Staaten abzustecken. Folgt aus diesen eine allgemei-
ne Regel des Völkerrechtes über die Behandlung fremdstaatlicher Hoheits-
akte, so wäre diese in der Bundesrepublik Deutschland nach Art. 25 GG 
bindend3, mit der Folge, daß eine Regelung über die Nachprüfung und An-
erkennung fremder Hoheitsakte nur innerhalb des völkerrechtlich gesteck-
ten Rahmens möglich wäre. 

B. Das Prinzip der Gleichheit der Staaten und der Grundsatz 
„par inter parem non habet iurisdictionem“ 

B. Das Prinzip der Gleichheit der Staaten 

Eines der wesentlichen Grundprinzipien des Völkerrechts ist die Annahme 
der Gleichheit aller Staaten4. Zwar taucht dieser Begriff häufig in Kombi-
nation mit dem Gedanken der Souveränität auf – gesprochen wird von der 
souveränen Gleichheit der Staaten5 – doch haben die Begriffe der Gleich-
heit und Souveränität, mögen sie sich auch gegenseitig ergänzen und ver-
stärken, jeweils einen eigenständigen Gehalt6. Der Grundsatz der Gleich-
heit gewährt den Staaten die formelle Gleichheit vor dem Recht7, sofern 
kein abweichender völkerrechtlicher Vertrag vorliegt8. Da also aus der Per-
spektive des Völkerrechtes alle Staaten einander gleichgeordnet sind9, be-
sitzt kein Staat eine übergeordnete Rechtsposition, die ihm die Befugnis 
verleihen könnte, über einen anderen Staat zu Gericht zu sitzen10. Ein 

                                                 
3 Vgl. dazu Pernice, in Dreier, GG, Bd. II, Art. 25, Rn. 23. Zur Bedeutung des 

Art. 25 GG bei der Frage der Anerkennung ausländischer Urteile s. Martiny, Anerken-
nung, in: Hdb. IZVR III/1, Rn. 149. 

4 Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta; Hobe, Einführung in das Völkerrecht, S. 324. 
5 Vgl. nur Art. 2 Ziff. 1 UN-Charta; Verdross/Simma, Universelles Völkerrecht, 

§§ 454 ff.; Hobe, Einführung in das Völkerrecht, S. 365 ff., Ipsen/Epping, § 26, Rn. 7 ff. 
6 Schaumann, Die Gleichheit der Staaten, S. 6; Damian, Staatenimmunität und Ge-

richtszwang, S. 15. 
7 Friendly Relations Declaration v. 24.10.1970, GA Res. 2625 (XXV); Seidl-Hohen-

veldern in: Lexikon des Rechts/Völkerrecht, Stichwort „Gleichheit“, S. 150; Vitzthum, in: 
Vitzthum, Völkerrecht, S. 24 f. 

8 Ipsen/Epping, § 26, Rn. 8. 
9 Ipsen/Epping, § 26, Rn. 7; Jennings/Watts, Oppenheim’s International Law, Vol. I, 

S. 339. 
10 Nicht zu überzeugen vermag die Ansicht Damians, Staatenimmunität und Gerichts-

zwang, S. 15, mit dem Prinzip „par inter parem non habet imperium“ sei es auch verein-
bar, wenn jeder Staat über die anderen Gerichtsbarkeit ausüben dürfte. Die Gleichheit der 
Staaten bedingt das Fehlen jeglicher Hierarchie im Sinne einer rechtlichen Über- bzw. 
Unterordnung, sie geht damit über ein schlichtes Gebot der Gleichbehandlung aller Staa-
ten hinaus. 
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wichtiger Teilaspekt des Prinzips der Gleichheit der Staaten ist damit die 
Maxime „par inter parem non habet iurisdictionem“11. 

Dieser Leitsatz steht hinter dem Prinzip der Staatenimmunität des Völ-
kerrechts12. Für die Frage nach der Beurteilung ausländischer Hoheitsakte 
als Vorfrage durch inländische Gerichte ist er jedoch wenig aussagekräftig, 
denn der fremde Staat ist regelmäßig nicht Partei des Rechtsstreits. Nur 
dann, wenn man dem Grundsatz der Gleichheit der Staaten in seiner spezi-
ellen Ausprägung „par inter parem non habet iurisdictionem“ auch ent-
nähme, die Beurteilung jeglicher fremdstaatlicher Äußerung sei unzuläs-
sig, ergäbe sich durch ihn ein Begrenzung der Überprüfungsbefugnis. Ein 
derartiges Verständnis könnte jedoch mit einem anderen grundlegenden 
völkerrechtlichen Prinzip kollidieren, dem Prinzip der staatlichen Souverä-
nität. 

C. Das Prinzip der staatlichen Souveränität 
C. Das Prinzip der staatlichen Souveränität 

Denn es könnte Bestandteil der Souveränität des Gerichtsstaates sein, ei-
genständig darüber zu bestimmen, welche Wirkungen einem fremden Ho-
heitsakt innerhalb seiner Jurisdiktionssphäre zukommen sollen und inwie-
weit diese in Verfahren vor den innerstaatlichen Zivilgerichten zu überprü-
fen sind13. Zugleich aber ließe sich argumentieren, daß zwar noch nicht die 
Nachprüfung der ausländischen Maßnahmen als solche, wohl aber die 
möglicherweise daraus resultierende Nichtanerkennung die Souveränität 
des Erlaßstaates einschränkt. Dann stünden sich die souveränen Rechte 
zweier Staaten gegenüber. Die Gleichheit der Staaten hat zur Folge, daß 
jedem Staat die gleichen völkerrechtlichen Rechte und Pflichten gebüh-
ren14. Gleichzeitig müssen freilich die souveränen Rechte des einen Staates 
durch die der anderen Staaten begrenzt sein15. Die völkerrechtliche Ord-
nung muß so gestaltet sein, daß es nicht zu Konflikten zwischen den Hand-
lungsfreiheiten und Kompetenzsphären der einzelnen Staaten kommt16. Vor 
diesem Hintergrund gilt es zu klären, welche Vorgaben für die Anerken-

                                                 
11 Jennings/Watts, Oppenheim’s International Law, Vol. I, S. 341; Diese Formulie-

rung läßt sich auf die Aussage des Bartolus zurückführen, „non enim una civitas potest 
facere legem super alteram, quia par in parem non habet imperium“, Tractatus represalia-
rum, Qu.I/3, § 10, zitiert nach Dahm/Delbrück/Wolfrum, Völkerrecht, Bd. I/1, S. 453. 

12 Hobe, Einführung in das Völkerrecht, S. 371. 
13 Vgl. Kreicker, Völkerrechtliche Exemtionen, Bd. I, S. 303. 
14 Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, S. 280 f. 
15 Bleckmann, Völkerrecht, Rn. 165, 169, 443; Hector, Das völkerrechtliche Abwä-

gungsgebot, S. 159 ff.; vgl. auch Vitzthum, in: Vitzthum, Völkerrecht, 3. Auflage 2004, 
S. 24, „Die Souveränität des einen Staates ist im Verhältnis zu der der anderen zu sehen“. 

16 Vgl. Bleckman, VR, Rn. 165, 169. 
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nung und Nachprüfung fremder Akte durch das völkerrechtliche Souverä-
nitätsprinzip bestehen. 

I. Der rechtliche Gehalt des Souveränitätsgrundsatzes 

Gerade wegen seiner grundlegenden Bedeutung17 zählt das Prinzip der 
staatlichen Souveränität zu den umstrittensten Grundsätzen des Völker-
rechts. An dieser Stelle kann und muß sich die Diskussion auf die unmit-
telbar für die Frage der Nachprüfung fremder Hoheitsakte relevanten Pro-
bleme beschränken. Zunächst sei aber festgehalten, daß – ungeachtet der 
wirtschaftlichen und politischen Abhängigkeiten innerhalb der Staatenge-
meinschaft – die Souveränität als rechtliche Kategorie und als Basis der 
gegenseitigen rechtlichen Beziehungen nach wie vor Gültigkeit besitzt. 
Auch wenn auf politischer und wirtschaftlicher Ebene erhebliche Un-
gleichheiten bestehen, die dazu führen können, daß ein Staat sich dem Wil-
len eines anderen unterordnet, so geschieht dies doch immer in dem Be-
wußtsein und vor dem Hintergrund, damit auf einen Teil der ihm als Staat 
grundsätzlich zustehenden Souveränität zu verzichten18. Rechtlich dazu ge-
zwungen werden, kann ein Staat nicht.  

Trotz teils erheblicher Unklarheiten im einzelnen läßt sich die völker-
rechtliche Souveränität als „die unabgeleitete, umfassende Rechtsmacht 
der voneinander unabhängigen, einander gleichberechtigten und völker-
rechtsunmittelbaren Staaten“19, als „summa potestas“20, definieren. 
Grundsätzliche Einigkeit besteht auch darüber, daß die völkerrechtliche 
Souveränität zwei Aspekte umfaßt, die innere und die äußere Souveräni-
tät21. Dabei sichert die äußere Souveränität die Unabhängigkeit in Bezug 
auf das Handeln außerhalb des eigenen Staatsgebietes, also das Handeln im 
Bezug auf das Verhältnis zu anderen Staaten. Sie beinhaltet, daß kein Staat 
einer höheren Gewalt außer dem Völkerrecht untersteht, die äußere Souve-
ränität begründet demnach die Völkerrechtsunmittelbarkeit22. Die innere 
Souveränität hingegen gewährt den Staaten die autonome Ausgestaltung 
ihrer Rechtsordnung23, die Letztentscheidungsbefugnis über ihr Hoheitsge-

                                                 
17 Hillgruber, JZ 2002, 1072, S. 1076; BVerfGE 46, 342 (Leitsatz 14); Bleckmann, 

Völkerrecht, Rn. 147. 
18 S. dazu Art. 2 Nr. 1 UN-Charta; Hillgruber, JZ 2002, 1072, S. 1073. 
19 Hillgruber, JZ 2002, 1072, S. 1074. 
20 Torres Bernárdez, Territorial Sovereignty, in: Bernhardt, EPIL, Vol. IV, S. 826. 
21 Ipsen/Ipsen, § 2 Rn. 66; Ipsen/Epping, § 5, Rn. 8; Jennings/Watts, Oppenheim’s In-

ternational Law, Vol. I, S. 382. 
22 Vitzthum, in: Vitzthum, Völkerrecht, S. 34; Ipsen/Epping, § 5 Rn. 8; Verdross/ 

Simma, Universelles Völkerrecht, § 35; Jennings/Watts, Oppenheim’s International Law, 
Vol. I, S. 382; Oeter, in: FS Steinberger, S. 276; Hillgruber, JZ 2002, 1072, S. 1074. 

23 Geiger, Grundgesetz und Völkerrecht, S. 280; Ipsen/Ipsen, § 2 Rn. 66; Ipsen/ 
Epping, § 5 Rn. 8; Jennings/Watts, Oppenheim’s International Law, Vol. I, S. 382. 
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Zivilprozeß 176, 188 ff., 222 f., 225 f., 
228, 244  

Zuständigkeit zum Erlaß von Hoheitsak-
ten 

–  Anerkennungsvoraussetzung 259 ff. 
–  völkerrechtliche 11 ff. 
Zuständigkeitskonkurrenzen/Souveräni-

tätskonflikte 12 ff. 
–  ausschließliche/konkurrierende Zu-

ständigkeit 17 
–  mittelbare/unmittelbare Auslandswir-

kung 15 ff. 
–  Monismus 14 f. 
Zwangsarbeiterfälle 75 f.
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